
Debatte um AHV-Revision 
gewinnt erneut an Fahrt
Renten Voraussichtlich im Mai wird sich der Landtag wieder mit der AHV-Revision befassen. 
Erneut wird nun aber Kritik laut. Konstruktive Alternativvorschläge bleiben aber Mangelware.

VON HOLGER FRANKE

In einem Forumsbeitrag, den das 
«Volksblatt» aufgrund des gros-
sen Umfangs in zwei Teilen ver-
öff entlicht (heute Seite 4, zwei-

ter Teil voraussichtlich am Montag), 
kritisiert der Liechtensteiner Seni-
orenbund einmal mehr Teilaspekte 
der geplanten Reform. Einer der 
kritisierten Punkte ist hierbei die 13. 
AHV-Rente. Ursprünglich sollte diese 
abgeschaff t werden, doch nach der 
Vernehmlassung sah die Regierung 
von einer Abschaff ung ab und unter-
breitete dem Landtag im Dezember 
vergangenen Jahres einen anderen 
Vorschlag: Das sogenannte «Weih-
nachtsgeld» sollte doch beibehalten 
werden, allerdings in Verbindung 
mit einem Teuerungsmoratorium. 
Diese abgemilderte Form defi niert 
sich in der vorübergehenden Ausset-
zung des Teuerungsausgleichs auf 
die Renten im Umfang von 4 Prozent. 

Kaiser kündigt Widerstand an

«Da sich derzeit die Inflation auf  tie-
fem Niveau bewegt sowie der letzte 
zurückliegende Inflationsausgleich 
ein paar Prozentpunkte höher gele-
gen ist, müsste vorerst diese vierpro-
zentige Schwelle ‹aufgeholt› werden, 
bis dieses Teuerungsmoratorium  
greifen würde», verdeutlicht der FBP-
Abgeordnete Johannes Kaiser auf 
Nachfrage des «Volksblatts». Kaiser 
hatte sich bereits in der ersten Le-
sung im Dezember-Landtag deutlich 
ablehnend zu diesem Punkt geäus-
sert. Zwar räumt auch er ein, dass 
diese geplante Massnahme der Regie-
rung erst in einigen paar Jahren ihre 
ersten Auswirkungen zeigen würde, 

dennoch stellt sich der FBP-Abgeord-
nete dagegen, dass im Rahmen die-
ser AHV-Gesetzesrevision die 13. 
AHV-Rente angetastet wird. «Sollte 
die Regierung an diesem abgemilder-
ten Teuerungsmoratorium dennoch 
festhalten, werde ich im Landtag ei-
nen Antrag auf Beibehaltung der heu-
tigen gesetzlichen Bestimmung be-
züglich des Teuerungsausgleichs stel-
len», macht Johannes Kaiser deut-
lich. «Diese Thematik kann, sollte sie 
später wirklich als ‹matchentschei-
dend› betrachtet werden, bei einer 
künftigen Gesetzesrevision zur Dis-
kussion gestellt werden. Gesetzes-
werke sind ja bekanntlich nicht in 
Stein gemeisselt», so Kaiser. 

Pedrazzini wehrt sich

Regierungsrat Mauro Pedrazzini 
zeigt sich angesichts der neuerlichen 
Kritik des Liechtensteiner Senioren-
bundes unbeeindruckt. «Der Vor-
stand des Seniorenbunds hat sich in 

mehreren Forumsbeiträgen mittler-
weile mit teilweise abenteuerlichen 
Argumenten gegen sämtliche von der 
Regierung vorgeschlagenen Mass-
nahmen zur langfristigen finanziel-
len Sicherung der AHV ausgespro-
chen.» Es sei eine Illusion zu glau-
ben, dass mit einem höheren Staats-
beitrag keine anderen Massnahmen 
zur langfristigen Sicherung der AHV 
getroffen werden müssten. Einnah-
men durch Beiträge und Fondserträ-
ge müssten wieder ins Gleichgewicht 
gebracht werden mit den Ausgaben 
der AHV. «Alles andere sind Schein-
lösungen ohne langfristigen Bestand. 
Ein hoher Staatsbeitrag und ein Ver-
zicht auf alle anderen Massnahmen, 
wie vom Seniorenbund gefordert, 
löst das Problem nicht und führt zu-
dem zu einem in Zukunft stark an-
steigenden Export von Steuergel-
dern. Das wäre keine verantwor-
tungsvolle Politik», verdeutlicht Mau-
ro Pedrazzini. Forumsbeitrag Seite 4

«Sollte die Regierung an der Aussetzung des Teuerungsausgleichs von 4 % bei der 
AHV-Rente festhalten, werde ich im Landtag einen Antrag auf Beibehaltung der 
heutigen Regelung des Teuerungsausgleichs stellen», so Johannes Kaiser. (Foto: MZ)


